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Prozess – Gastwirt wegen
Totschlags angeklagt

STUTTGART. Eine eingemauerte Frauen-
leiche, die im vergangenen Oktober in
einem Wohnhaus in Stuttgart-Heslach
entdeckt worden ist, hat bundesweit für
Schlagzeilen gesorgt. Ein Gastwirt soll sei-
ne Lebensgefährtin Monate zuvor umge-
bracht haben. Jetzt hat die Staatsanwalt-
schaft Stuttgart Anklage wegen des Ver-
dachts des Totschlags gegen den Mann
erhoben. Festgenommen wurde er schon
kurz nach dem Leichenfund wegen Mord-
verdachts. Der 47-Jährige, der in Untersu-
chungshaft sitzt, bestreitet die Tat.

Die Ermittler kommen zu dem Schluss,
dass der Beschuldigte seine Partnerin, mit
der er in Heslach eine Gaststätte betrieb,
bereits zwischen dem 7. und 13. Juli 2024
getötet hat. Laut Staatsanwaltschaft soll
er sie im Streit mit einem Messer ersto-
chen haben. Dann soll er sie im Treppen-
haus des zur Kneipe gehörenden Hinter-
hauses hinter Backsteinen eingemauert
und im Anschluss die Wirtschaft weiter-
betrieben haben – als sei nichts gewesen.

Auf die Suche nach der Frau machte
sich die Polizei, weil Angehörige und
Bekannte sie Mitte Oktober als vermisst
gemeldet hatten, nachdem sie seit länge-
rer Zeit keinen Kontakt mehr zu ihr her-
stellen konnten. Bei den anschließenden
Ermittlungen zum Aufenthaltsort der Ver-
missten rückte ihr Lebensgefährte mehr
und mehr in den Fokus.

Polizeibeamte fanden die Getötete
dann wenige Tage später, weil Leichen-
spurenhunde an einer Wand angeschla-
gen hatten. Als die Einsatzkräfte das
Mauerwerk öffneten, schlug ihnen ein
bestialischer Gestank entgegen, der sogar
noch vor dem Gebäude zu riechen war.
Die Spurensicherer trugen während ihrer
Arbeit spezielle Atemmasken. Als das
Tötungsdelikt publik wurde, war das Ent-
setzen nicht nur in Heslach groß. Aktivis-
tinnen erinnerten mit einem Plakat vor
Ort daran, dass es sich nicht um ein Fami-
liendrama, sondern um einen Femizid
handeln würde. (GEA)

Tote Frau
eingemauert

Umwelt – Achtlos weggeworfener Verpackungsmüll nimmt nicht nur in der Stuttgarter City überhand. Vorbild Tübingen

KONSTANTIN SCHWARZ

STUTTGART. Nach dem Vorbild des Vor-
reiters Tübingen soll es auch in Stuttgart
eine Steuer auf Einwegverpackungen
geben. Dafür existiert im Gemeinderat
offenbar eine knappe Mehrheit aus den
Fraktionen von Grünen, SPD/Volt, Lin-
ke/SÖS und der Puls-Gruppe. Die Verwal-
tung soll bis Juli 2025 eine Entscheidungs-
grundlage erarbeiten, damit die Steuer
mit dem Doppelhaushalt 2026/2027 ein-
geführt werden kann.

Erwartet werden laut Verwaltung Ein-
nahmen von rund fünf Millionen Euro
jährlich. Dem steht ein Personalaufwand
(mindestens acht Stellen) von unter einer
Million gegenüber. Man brauch zudem
weitere Büroflächen, denn im der Stadt-
kasse gebe es »keinen freien Arbeitsplatz
mehr«, so Jürgen Vaas, der Leiter der
Stadtkämmerei.

»Wir brauchen auf
diesem Gebiet einen
Kulturwandel«

Die Bürgermeisterbank hält von der
Forderung, die die Befürworter in Anträ-
gen gestellt haben, wenig. Zwar habe
Sauberkeit für die Stuttgarter im Zusam-
menhang mit Sicherheit die höchste Prio-
rität, so OB Frank Nopper (CDU) im Ver-
waltungsausschuss. Er rate aber wegen
der »gravierenden Auswirkungen« von
der Steuer ab. Sie werde private Verbrau-
cher und unter diesen vor allem untere
Einkommensschichten treffen und für
mehr Bürokratie sorgen. Nopper will bis
Juli mit der IHK, der Handwerkskammer,
dem Hotel- und Gaststättenverband
(Dehoga) und der City-Initiative darüber
sprechen, wie der Verpackungsmüll in der
Stadt ohne Steuer erfolgreich reduziert
werden könnte.

Im Ziel, die Stadt sauberer zu bekom-
men, sind sich die ablehnenden Fraktio-

nen CDU, AfD, Freie Wähler und FDP mit
den Steuer-Antragstellern zwar einig.
Man wolle aber kein neues »Bürokratie-
monster« erschaffen, so CDU-Fraktions-
chef Alexander Kotz. In Tübingen sei die
Müllmenge nicht gesunken, zitierte Kotz
eine wissenschaftliche Arbeit. Diese
betrachtete das Abfallgewicht.

Man stimme der These zu, dass es mit
der Steuer »weniger Müll sein wird, die
Frage ist aber, wie viel weniger«, so Martin
Körner, der Leiter des OB-Grundsatzrefe-
rats. In Tübingen sei von »weniger Volu-
men« die Rede. Der Aufwand der neuen
Steuer werde für den einzelnen Händler

Verpackungssteuer soll 2026 kommen

»nicht groß« sein, so FDP-Fraktionschef
Matthias Oechsner. Er bezweifle aber,
dass die angestrebte Lenkungswirkung
erzielbar sei.

Stuttgart habe ein Müllproblem, vor
allem in der City, was aber nicht an fehlen-
den Mülleimern liege. Der Verpackungs-
müll liege rund um die Behälter. »Das
Volumen steigt«, sagte Markus Töpfer, der
Geschäftsführer des Abfallwirtschaftsbe-
triebs (AWS). »Wir brauchen einen Kul-
turwandel«.

Es sei »völlig widersinnig« Verpackung
zu produzieren, die nach einer halben
Stunde weggeworfen werde, so Gabriele

Munk für die Grünen. »Wir wollen die
Steuer«, so Dejan Perc für die SPD. »Und
wir wollen, dass Betriebe Mehrwegsyste-
me einführen. Diese können wir dann
unterstützen.« Linke/SÖS hätten die
Steuer »gern schneller «, so Johanna
Tiarks. Es gehe darum, die Kreislaufwirt-
schaft zu stärken.

»Pro Stunde werden in Deutschland
320.000 Einwegbecher weggeworfen«,
zitierte Christoph Ozasek (Puls) eine Zahl
des Umweltbundesamtes. Blieben bei der
Steuer im Saldo 4,2 Millionen Euro übrig,
könne man damit die Stadtreinigung ver-
stärken. (GEA)
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